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Beirätegesetz wird
·bald überprüft

Bürgervereine auf Informationsbesuch im Parlament-
Das seit drei Jahren geltende Beirätege-
setz kommt auf. den Prüfstand; Der Senat
will bald den in der Koalitionsvereinba-
rung festgeschriebenen Auftrag erledigen
und in Zusammenarbeit mit der Universi-
tät analysieren lassen. ob das. Gesetz die.
Beiratsrechte tatsächlich stärkt. Das erfuh-
ren Vertreter der bremlschen Bürgerver-
eine jetzt bei einem Besuch im Haus der
Bürgerschaft.
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Altstadt. Es ist guter Brauch. dass der Ver-
band der Bremischen Bürgervereine alljähr-
lich im Haus der Bürgerschaft vom Parla-
mentspräsidenten empfangen wi~d. "Ein
so informatives Treffen hatten wir aber
noch nie". lobte der stellvertretende Ver-
bandsvorsitzende Johannes Rehder-
Plümpe aus Borgfeld nach dem jüngsten
Termin. Bürgerschaftspräsident Christian
Weber (SPD) konnte die Delegation krank-
heitsbedingt (lber nicht selbst empfangen'
und wurde von Vizepräsidentin .. Silvia
Schön (Grüne) vertreten. Darüberhinaus
standen die Abgeordneten Elisabeth Mot-
schmann und Silvia Neumeyer (beide
CDU) sowie Helmut Weigelt (SPD) den Bür-
gervereinen Rede und Antwort. ..
Die Ortsbeiräte haben nach Uberzeu-

gung der Bürgervereine für die Bürgerbe-
teiligung eine wichtige Funktion. Doch
man habe den Eindruck gewonnen, dass
die Beirätekonferenz als Gremium der Bei-
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ratssprecher und der Bürgerschaftsaus-
schuss für Bürgerbeteiligung, bürgerschaft-
liches Engagement und Beiräte derzeit "et-
was auf der Stelle treten", sagte Rehder-
Plümpe. Zudem sei die Abgrenzung zwi-
schen d~r'Beirätekonferenzl und dem Aus-
schuss nicht klar: .
Helmut We'igelt als Vorsitzender des Aus-

schusses antwortete, dass sich dieses Gre-
mium als Bindeglied zwischen Beiräten
und Parlament verstehe, während sich die
Beirätekonferenz der inhaltlichen Arbeit
widme und stadtteilübergreifende Themen
wie zum Beispiel Bahnlärm aufgreife.
Außerdem kümmere sich der Ausschuss
um bürgerschaftliches Engagement. Die-
ses Feld will das Gremium laut Weigelt in
diesem Jahr verstärkt beackern.
Die Erfahrungen mit dem seit 2010 gel-

tenden Beirätegesetz seien teilweise unter-
schiedlich, erklärte Weigelt. So seien die
neuen Planungskonferenzen, an denen
Vertreter der Behörden teilnehmen, mal
gut und mal weniger gut gelaufen. Weigelt
berichtete von der Absicht des Senats, die-
ses Jahr eine Evaluierung-des Beirätegeset-
zes in Zusammenarbeit mit der Universität
auf den Weg zu bringen. Dabei werde über-
prüft, ob das Gesetz die erwünschten Wir-
kungen entfalte. Auf der Basis dieser Ana-
lysekönne dann der Ausschuss diskutie-
ren, ob und wo Veränderungen nötig seien.
Rehder-Plümpe monierte, dass Bürgerbe-

teiliqunqzuweilen-mit Frust ende. Als Bei-
spiel nannte er das Projekt "Bremen 2020", .
in das die Stadtteile mit großem Engage-
ment ihre Wünsche zum flächennutzungs-
plan (FNP) eingebracht hatten. Doch der
jetzt präsentierte FNP-Entwurf laufe die-
sen Vorstellungen in einigen Punkten dia-
.metral entgegen. Sehr positiv nannten Reh-
der-Plümpe und Reinherd Jarre vom Bür-
gerverein Borgfeld die Bürgerbeteiligung
in den WIN-Gebieten ("Wohnen in Nach-
barschaften "). "Diese Art der Beteiligung
wünschen wir uns auch in Stadtteilen, die
nicht als benachteiligt gelten, aber in be-
stimmten Quartieren lauch ihre Probleme
haben", sagte Jarre und stellte klar: "Betei-
liqunq'hat nichts mit Geld zu tun."


